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Anwesend: 

Mitglieder des Unterausschusses: 

1. Abg. Clemens Lammerskitten (CDU), Vorsitzender 

2. Abg. Petra Emmerich-Kopatsch (SPD) 

3. Abg. Hanna Naber (i. V. d. Abg. Ulf Prange) (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet)  

4. Abg. Dr. Alexander Saipa (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

5. Abg. Andrea Schröder-Ehlers (SPD) 

6. Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD) 

7. Abg. Claudia Schüßler (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

8. Abg. Rainer Fredermann (CDU) 

9. Abg. Axel Miesner (i. V. d. Abg. Kai Seefried) (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

10. Abg. Marcel Scharrelmann (i. V. d. Abg. Lasse Weritz) (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

11. Abg. Julia Willie Hamburg (i. V. d. Abg. Christian Meyer) (GRÜNE) (per Videokonferenztechnik  

zugeschaltet) 

12. Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsoberamtsrat Diedrich. 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Ministerialrat Dr. Müller-Rüster. 

 

 

Niederschrift: 

Redakteurin Harmening, Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 15.30 Uhr bis 15.43 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Unterausschuss billigte die Niederschrift 

über die 39. Sitzung. 

 

Besuch im ZDF-Sendezentrum in Mainz 

Der Unterausschuss beschloss, die Planungen 

für den Besuch im ZDF-Sendezentrum in Mainz 

wieder aufzunehmen und einen neuen Termin 

sowie ein Programm mit dem ZDF abzustimmen. 

Der Unterausschuss hatte in seiner 29. Sitzung 

am 20. Mai 2020 entschieden, die ursprünglich für 

den 17. und 18. Juni 2020 vorgesehene Reise 

aufgrund der bestehenden Beschränkungen 

durch die COVID-19-Pandemie zu verschieben.  

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Entwurf eines Niedersächsischen Medienge-

setzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/9394 

direkt überwiesen am 07.06.2021 

federführend: AfRuV  

mitberatend: UAMedien 

zuletzt beraten: 39. Sitzung am 16.06.2021 

 

Vorbereitung einer Anhörung 

Der Unterausschuss beriet über den Kreis der 

Anzuhörenden.  

MR Dr. Müller-Rüster (GBD) erinnerte in diesem 

Zusammenhang an Artikel 57 Abs. 6 der Nieder-

sächsischen Verfassung, wonach die kommuna-

len Spitzenverbände bei der Regelung allgemei-

ner Fragen, die die Gemeinden oder die Land-

kreise unmittelbar berührten, zu hören seien. Der 

Gesetzentwurf enthalte einige Regelungen, die 

die Möglichkeit der Beteiligung juristischer Perso-

nen des öffentlichen Rechts - dazu zählten auch 

die Kommunen - an privaten Rundfunkveranstal-

tern einschränkten. Dies betreffe die Beteiligung 

sowohl an kommerziellen Rundfunkveranstaltern 

als auch an Bürgermedien. Nach Einschätzung 

des GBD sei es zumindest nicht ausgeschlossen, 

dass die Kommunen durch die Neufassung dieser 

Regelungen - auch wenn sie im Vergleich zum 

geltenden Gesetz inhaltlich nicht verändert wür-

den - „unmittelbar berührt“ im Sinne des Artikel 57 

Abs. 6 NV seien.  

Auch wenn es sich dabei um einen Grenzfall 

handele, rate der GBD dazu, die Arbeitsgemein-

schaft der kommunalen Spitzenverbände zu dem 

Gesetzentwurf anzuhören, da ein Verstoß gegen 

das Anhörungsrecht der Kommunen möglicher-

weise zur Folge hätte, dass die betreffende Norm 

unwirksam wäre. Im Übrigen würde die Anhörung 

der kommunalen Spitzenverbände der bisherigen 

Praxis entsprechen. Denn bislang seien diese bei 

Änderungen und Neufassungen des Niedersäch-

sischen Mediengesetzes und dessen Vorgängern 

in aller Regel angehört worden.  

Mit Blick auf die Ausführungen des Vertreters des 

GBD kamen die Unterausschussmitglieder über-

ein, auch die Arbeitsgemeinschaft der kommuna-

len Spitzenverbände zu dem vorliegenden Ge-

setzentwurf anzuhören.  

Der Unterausschuss entschied sich letztlich, fol-

gende Institutionen, Vereine und Verbände zu ei-

ner Anhörung einzuladen: 

 Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit-

zenverbände 

 Niedersächsische Landesmedienanstalt (NLM) 

 Arbeitsgemeinschaft Privater Rundfunk (APR) 

 VAUNET - Verband Privater Medien e. V. 

 Landesverband Bürgermedien in Niedersach-

sen e. V. (LBM) 

 Arbeitsgemeinschaft der Regional-Radios in 

Niedersachsen (ARGE Radio) 

 ems TV 

 Verband Nordwestdeutscher Zeitungsverlage 

und Digitalpublisher e. V. (VNZV) 

 Leibniz.fm. e. V. 

Wie bereits in der 39. Sitzung am 16. Juni 2021 

vorgesehen, soll die Anhörung in der für den 

22. September 2021 geplanten Sitzung durchge-

führt werden.  

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09394.pdf
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Tagesordnungspunkt 2: 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

über den aktuellen Sachstand bei der Vergabe 

und Nutzung von DAB+-Frequenzen 

 

Unterrichtung 

RR Neumüller (StK) unterrichtete den Unteraus-

schuss im Wesentlichen wie folgt: 

Aus Sicht der Landesregierung gibt es weder 

rechtliche noch politische Hinderungsgründe für 

die Vergabe oder Nutzung einer DAB+-Plattform 

in Niedersachsen. Auch der Beschluss des Land-

tages in der Drucksache 18/4025 hindert die Lan-

desregierung nicht, ein solches Vorhaben zu un-

terstützen. Entscheidend ist, dass die Initiative für 

eine DAB+-Plattform von den Veranstaltern bzw. 

den Plattformbetreibern ausgehen muss. Eine 

solche Initiative hat es in Niedersachsen bisher 

nicht gegeben. Das mag daran liegen, dass die 

Durchdringung des Marktes mit DAB+-Empfangs-

geräten in den vergangenen Jahren niedrig war. 

Hinzu kommt, dass man neben den Kosten für die 

UKW-Verbreitung die Kosten für DAB+ tragen 

müsste.  

Nun ist aber offenbar ein Stimmungsumschwung 

bei den privaten Veranstaltern eingetreten. Die 

Niedersächsische Landesmedienanstalt (NLM) 

hat mit Schreiben von Ende Mai 2021 die Staats-

kanzlei darauf hingewiesen, dass es Gespräche 

darüber gibt, eine solche Plattform in Betrieb zu 

nehmen, bzw. Überlegungen dazu, wie man ein 

Konzept ausgestalten kann. Die NLM hat die 

Staatskanzlei gefragt, ob aus ihrer Sicht politische 

oder rechtliche Hinderungsgründe bestünden. Die 

Staatskanzlei sieht - wie eingangs erwähnt - keine 

solche Gründe und hat der NLM mitgeteilt, dass 

sie dieses Vorhaben unterstützen wird. Unterstüt-

zen meint in diesem Kontext, dass sie die not-

wendigen rechtlichen Handlungen vornehmen, 

aber dem Vorhaben keine finanzielle Unterstüt-

zung zukommen lassen wird.  

Zum Verfahren und der Frage nach dem Ablauf: 

Die NLM führt derzeit mit den potenziell Betroffe-

nen - das ist der NDR, das sind Hörfunkveranstal-

ter in Niedersachsen - Gespräche darüber, wie 

man ein solches Sendenetz zu Beginn ausgestal-

ten könnte. Nach meinen Informationen ist zurzeit 

ein Sendenetz mit acht Sendestandorten in Nie-

dersachsen geplant. Es wird zu Anfang keine völ-

lige Flächenabdeckung in Niedersachsen ermög-

lichen, aber zumindest die Abdeckung eines rela-

tiv großen Teils. Sobald die Gespräche fortge-

schritten sind und man sich geeinigt hat, wird die 

NLM einen Zuordnungsantrag an die Staatskanz-

lei richten und diese bitten, die entsprechenden 

Übertragungskapazitäten an sie zu geben. Dies 

wird die Staatskanzlei dann tun, sofern sich keine 

rechtlichen Hindernisse auftun, wovon wir aller-

dings nicht ausgehen. Danach wird sich die Ver-

sammlung der NLM mit dem Thema befassen 

und ein Ausschreibungskonzept erstellen müs-

sen. Im Anschluss wird es eine Vergabeentschei-

dung oder Einigungsgespräche geben müssen, 

sodass möglichst alle Bewerber befriedigt werden 

können. Ein realistischer Termin für die Inbetrieb-

nahme wäre dann Ende 2022/Anfang 2023.  

Dazu noch eine kurze Information: Die NLM hat 

den Wunsch geäußert, die Ausschreibung auf der 

Grundlage des novellierten Niedersächsischen 

Mediengesetzes zu machen. Das heißt, sie wird 

wahrscheinlich abwarten, bis die Novelle in Kraft 

getreten ist.  

Dann zu der Frage, wie es im Allgemeinen mit 

DAB+ in Niedersachsen aussieht. Die Flächen-

abdeckung des DAB+-Netzes des NDR betrug 

2018 noch 85 % der Fläche Niedersachsens. 

2020 sind wir bei einer Abdeckung von mehr als 

90 % gewesen. Das Ziel für 2021 ist es, mehr als 

95 % der Fläche Niedersachsens abzudecken. 

Abdeckung heißt in diesem Fall, dass man au-

ßerhalb von Gebäuden DAB+ empfangen kann. 

Die Werte für den Innenbereich sehen etwas an-

ders aus. Das liegt daran, dass man wegen der 

Abschirmung durch die Gebäude ein stärkeres 

Signal braucht, damit es überall ankommt. 2019 

hatten wir in Niedersachsen indoors eine Abde-

ckung von 70 %, 2020 waren es 75 %, und bis 

Ende des Jahres sollen mehr als 80 % erreicht 

werden. Darüber hinaus plant der NDR einen wei-

teren Ausbau im Jahr 2022. Es geht also voran, 

und es werden immer größere Flächen abge-

deckt.  

Bezüglich privater DAB+-Multiplexe ist für Nieder-

sachsen wenig zu berichten. Es geht gerade erst 

darum, einen ersten zu initiieren. Im Oktober 

2020 ist jedoch der zweite DAB+-Bundesmultiplex 

an den Start gegangen. Das heißt, es gibt mitt-

lerweile 27 private DAB+-Sender, die man bun-

desweit - also auch in Niedersachsen - empfan-

gen kann.  

Und wie sieht es eigentlich mit Empfangsgeräten 

auf der Seite der Nutzer aus? - Vor ein paar Jah-
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ren war die Durchdringung recht gering. Mittler-

weile sind zweistellige Zuwachsraten zu vermel-

den. Die Zuwachsrate an DAB+-Geräten betrug 

2020 in Niedersachsen beispielsweise 10 %. Ins-

gesamt gibt es in Deutschland 16 Millionen 

DAB+-fähige Empfangsgeräte. Diese verteilen 

sich auf 9 Millionen Haushalte. In Niedersachsen 

liegt der geschätzte Anteil von Haushalten, die 

DAB+ empfangen können, bei ungefähr 25 %.  

Im vergangenen Jahr hat es zudem eine Ände-

rung im Telekommunikationsgesetz des Bundes 

gegeben. Es schreibt nun vor, dass zukünftig 

sämtliche Radios in Neufahrzeugen, aber auch 

höherwertige Radios - höherwertig heißt in die-

sem Fall, dass es ein Display hat, auf dem man 

Schrift lesen kann - zwingend über eine entspre-

chende Empfangsmöglichkeit verfügen müssen. 

Etwas anderes darf man auf dem deutschen 

Markt nicht mehr anbieten. Insofern ist damit zu 

rechnen, dass die Zuwachsrate weiterhin steigt.  

Eine Aussprache ergab sich nicht, und der Un-

terausschuss schloss den Tagesordnungs-

punkt ab.  

*** 




